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Wiesichere ichEhepartner fürdenFallmeinesTodesab?
Gesundheit Mein Ehemann (65) und ich (62) haben drei gemeinsameKinder, die alle bereits erwachsen sind.Wir
haben bis jetzt nichts schriftlich festgehalten für den Fall, dass einer von uns beiden versterben sollte.Was können
wir alles regeln, umden anderen Ehepartner imTodesfallmaximal zu begünstigen?

Stirbt ein Ehegatte, ohne dass
für denTodesfall etwas gere-
gelt wurde, kommendie ge-
setzlichenVorschriften zur
Anwendung. In einemersten
Schritt ist die güterrechtliche
Auseinandersetzung vorzuneh-
men, um festzustellen, was
vomehelichenVermögen in
denNachlass fällt. In einem
zweiten Schritt ist derNachlass
gemäss den gesetzlichen
Erbquoten aufzuteilen.

VonGesetzeswegen her
unterstehen die Ehegatten dem
Güterstand der Errungen-
schaftsbeteiligung, falls nichts
anderes vereinbartwurde. In
diesemGüterstandwird das
ehelicheVermögen inEigengut
undErrungenschaft jedes
Ehegatten aufgeteilt. Das
Eigengut umfasst insbesondere
diejenigenVermögenswerte,
welche ein Ehegatte zum
Zeitpunkt derHeirat hatte,
sowiewas er bzw. sie danach

als Schenkung oder Erbschaft
erhalten hat; jeweils inklusive
Wertzuwachs, sofern diese
Vermögenswerte zumZeit-
punkt der güterrechtlichen
Auseinandersetzung noch
vorhanden sind. Alles, was
während der Ehedauer erwirt-
schaftetwurde, stellt die Errun-
genschaft dar.

Ohne anderslautendeRege-
lung ist die Errungenschaft
zwischen denEhegatten hälftig
zu teilen. ImTodesfall der
Ehefrau fällt somit ihr Eigen-
gut und dieHälfte der gesam-
ten Errungenschaft in den
Nachlass. Hinterlässt die
Ehefrau neben demEhemann
nochNachkommen, steht der
Nachlass je zurHälfte dem
überlebenden Ehemann sowie
denNachkommen zu.

GesetzlicheRegelungen
könnenangepasstwerden
Die gesetzliche Regelung kann
mittels eines Ehe- und Erbver-
trages oder eines Testaments
angepasst werden. ImEhever-
trag können die Eheleute
vereinbaren, dass imTodesfall
einesGatten die ganze Errun-
genschaft demüberlebenden
Ehegatten zufallen soll. In den
Nachlass fällt somit einzig das
Eigengut des Verstorbenen.

Mittels Testament oder Erbver-
trages können die Ehegatten
weiter dieNachkommen auf
denPflichtteil setzen.Dieser
beträgt einenViertel desNach-
lasses.Der restlicheNachlass
kann demüberlebendenEhe-
gatten übertragenwerden.
Alternativ kann demEhegatten
dieHälfte desNachlasses zu
Eigentumunddie andere
Hälfte zurNutzniessung zuge-
wiesenwerden.Das Eigentum
andermit derNutzniessung
belastetenHälfte desNachlas-
ses fällt an dieNachkommen.

Sind dieNachkommen
bereits erwachsen, ist esmög-
lich, einenErbvertrag zusam-
menmit denNachkommen
abzuschliessen, in demdie
Nachkommen auf ihrenErban-
teil zugunsten des überleben-
denElternteils vorerst verzich-
ten. So ist esmöglich, dass im
Todesfall der ganzeNachlass
demüberlebendenEhegatten

zukommt. Sowohl ein Ehever-
tragwie auch ein Erbvertrag
muss zwingend öffentlich
beurkundetwerden. Einzig das
Testament kann alternativ zur
öffentlichenBeurkundung
eigenhändig verfasst werden.

Kurzantwort

Sind die Nachkommen bereits er-
wachsen, kann mit ihnen ein Erb-
vertrag abgeschlossen werden, in
dem sie vorerst auf ihren Erbanteil
zugunsten des überlebenden
Elternteils verzichten. So ist es
möglich, dass im Todesfall eines
Elternteils der ganze Nachlass
dem überlebenden Ehegatten zu-
kommt. Ein Erbvertrag muss öf-
fentlich beurkundet werden. (heb)

FionaGedon
M.A. HSG, Rechtsanwältin,
Notarin, Voser Rechtsanwälte
KIG Baden; www.voser.ch

Wähler solltendiejenigenwählen,diediebestenVertreter ihrerGemeindensind
Zu den Leserbriefen «Treffen
mit Rechtsradikalen: Folgen
für Luzerner Wahlen?»,
Ausgabe vom 6. April

Als langjährige Präsidentin der
SVPKanton Luzernmöchte ich
auf die kürzlich erschienen
Leserbriefe von Patrick Butz
aus Ballwil undNiklausOber-
holzer ausHorw reagieren.
Zuerstmöchte ich betonen,
dass die SVP Luzern und ich als
Kantonalpräsidentin entschie-
den jegliche Form vonExtre-
mismus odermenschenver-
achtendenAnsichten ableh-
nen. Die SVP setzt sich für eine
demokratische und pluralisti-
scheGesellschaft ein und
verurteilt jede Art vonRadika-
lismus aufs Schärfste. Die
Kontakte einzelner Exponen-
ten der Jungen SVP zu rechts-
extremenKreisen ist kritisch
zu betrachten, jedoch lassen
sich daraus keine Schlüsse auf

eine gesamteOrganisation
ziehen.Wir distanzieren uns
deutlich von solchenVerbin-
dungen.

Was dies nun abermit der
Wählbarkeit von SVP-Kandida-
ten in denGemeinden zu tun
haben soll, ist schwierig zu
verstehen. Die SVP-Kandida-
ten setzen sich für die Interes-
sen der Bürgerinnen und
Bürger ein und verfolgen keine
extremistischen und radikalen
Ideologien.

ZumSchluss versuche ich,
dieMotivation solcher Äusse-
rungen einzuordnen. Ich stelle
fest, dassHerrOberholzermit
diesen Zeilen nichts zur Be-
kämpfung von Extremismus,
Radikalismus undAntisemitis-
mus beiträgt, sondern einzig
Bashing undHetzerei gegen-
über politisch interessierten
und engagierten Bürgerinnen
undBürgern betreibt. Schade
eigentlich.

Die SVP Luzern ist stolz darauf,
bei denWahlen eine breite
Palette vonKandidaten zu
präsentieren, die sich für die
Anliegen derGemeinden
einsetzen.Wir hoffen, dass die
Wählerinnen undWähler dies
bei ihrer Entscheidung berück-
sichtigen und diejenigen
Kandidatenwählen, von denen
sie überzeugt sind, dass sie die
besten Vertreter für ihreGe-
meinden sind.

Angela Lüthold-Sidler, Nottwil,
Präsidentin SVPKanton Luzern

Die beiden Leserbriefschreiber
stilisieren das Verhalten einzel-
ner JSVP-Exponenten, die so
genannte Rechtsradikale
getroffen haben, zu einem
Riesenskandal hoch. Niklaus
Oberholzer ruft deswegen gar
zu einemWahlboykott aller
SVP-Kandidierenden bei den

Gemeindewahlen am28. April
imKanton Luzern auf, was
eine unerhörte Anmassung ist.
Dabei gilt doch: Prüfe alles, das
Gute behalte! JSVP-Strategie-
chefin Sarah Regezwollte vor
rund einem Jahr einfachwis-
sen, wasMartin Sellner punkto
europäischemMigrationsprob-
lem zu sagen hat. Sie und
andere JSVP-ler haben nie
gesagt, dass sie dessenGedan-
kengut teilen.

Ich kenne als langjähriges
SVP-Mitglied niemanden in
meiner Partei, der Rechtsradi-
kale gut findet. Die SVP vertei-
digt den demokratischen
Rechtsstaat stets vehement.
Hingegen sollte die kantonale
Mitte-Partei, die früher KK und
dann ab 1971 bis 2021CVP
hiess, endlich den jahrzehnte-
langenMachtmissbrauch ihrer
früheren Exponenten aufarbei-
ten imZusammenhangmit
den zahllosen, vielfach schwe-

ren Vergehen anwehrlosen
Verdingkindern, nicht opportu-
nen Jugendlichen und armen
Leuten, begangen durch
kirchliche und auchweltliche
Amtsträger. Bisher wurden
diese Taten kaumoder nie
juristisch verfolgt. EinMacht-
anspruchweit über den pro-
zentualenWähleranteil hinaus
gilt offenbar für dieMitte-Par-
tei noch immer, sowohl auf
kantonaler, als auch kommu-
naler Ebene. Fazit: Statt auf
den Splitter imAuge des politi-
schenGegners zu zeigen,
würdeman besser die grossen
Balken im eigenenAuge end-
lich erkennen und eine faire
Zusammenarbeitmit den
anderen, wichtigen politischen
Kräften suchen (also auch der
SVP), gerade auch hinsichtlich
der bevorstehendenKommu-
nalwahlen.

Robert Furrer, Oberkirch

DiesesKerlchen hüpfte flink vonBaumzuBaum– auch unsere Lese-
rin war flink und erhaschte ein Bild von ihm. Leserbild: Edith Tanner, St. Erhard

Eichhörnchen im Wald bei Knutwil Wachstumbeimmotorisierten
Verkehrmussgestopptwerden
«Bypass: Bund soll neue
Busspur verordnen»,
Ausgabe vom 30. März

Ich befürworte durchgehende
Busspuren durch die Innen-
stadt und insofern auch dieses
Vorgehen. Eine separate Fahr-
spur imZentrumkann aber
nicht isoliert betrachtet wer-
den, sonst stehen die Busse
einfachweiter vorne im Stau.
Es brauch eine durchgängige
Bevorzugung auf der ganzen
Linie.

Pünktliche Verbindungen
gewährleisten Anschlüsse zu
Bus undBahn und sind die
Grundlage eines attraktiven

ÖV.DasWachstumbeim
motorisierten Individualver-
kehrmuss gestoppt werden.
Sinnvoll wäre sicherlich eine
spezielle Lösung fürHandwer-
ker und andere Personen, die
auf eine unabhängigeMobilität
angewiesen sind, sie können
gerne Vorfahrt bekommen.

Ansonsten gilt:Wennman
mehr Fahrgäste für einÖV-Abo
anstelle des Autos begeistern
kann, gewinnen amEnde alle.
Mut zur Lösung ist gefragt,
damit wir alle besser voran-
kommen!

Christian Zürcher, Kandidat Grosser
Stadtrat, Grünliberale Partei

SieweitetdenBlick
«Wozu wir Geschichte
brauchen»,
Ausgabe vom 5. April

Geschichte ist sicher nicht nur
ein «Nützlichkeitsfach». Sie
dient zwar dazu, dieGegen-
wart besser zu verstehen, aber
ihr übergeordneterWert kann
als rein «humanistisch» be-
zeichnet werden, soll heissen,
dass geschichtlichesWissen
undVerstehen unseren Blick
auf diemenschliche Existenz
auszuweiten undwesentlich zu
bereichern vermag. Die
Gegenwart erscheint uns dann
wie ein Schnappschuss im
KontinuumvonVergangen-
heit, Gegenwart und Zukunft,
wobei uns die Einordnung
aktueller Zustände undEreig-
nissewesentlich leichter fällt.
Sie vermittelt uns nicht nur
Fakten undKompetenzen,
vielmehr auch eine Ahnung
und einGrundgefühl für
frühere Zustände und vom
Herkommen unserer Vorah-
nen. Der/die Lernende soll
spüren, wie etwa unser Staat
erst nach und nach und durch
viele Konflikte undAnstren-
gungen auch zumSozialstaat
geworden ist, wir also zu ihm
Sorge tragenmüssen.

Ich persönlich hatte das
Glück, in Emil Achermann
vomehemaligen Lehrersemi-
narHitzkirch einenHistoriker
undGeschichtsdidaktiker zu
haben, der uns künftigen
Lehrpersonen nicht nurGe-
schichtswissenschaft beibrin-
genwollte. Er zeigte vielmehr
auf, wieman durch einen
lebendigenUnterricht auch die
Freude und das Interesse an
Geschichte zuwecken ver-
mochte. Ich bildemir ein, dass
mir und vielen Berufskollegen
von damals dies zumindest
teilweise gelungen ist.

Hans Zemp,Willisau
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